
Lftuffer mit ~ine m Lãcheln vom Tisch. 
Und auch über Privates redet Urs Lauf­
fer nicht gern. Das sei nicht interessant, 
sagt er. Wichtig sei seine politische 
Arbeit. Doch auch zum Politbetrieb liãlt 
Lauffer Distanz. Im Gegensatz zu Politi­
kern, die dauernd per Handy erreichbar 
sind, hiHt er seme Môbile~Nummer vor 
Journalisten geheim. Wer mit Urs Lauf­
fer sprechen will, melâet sich auf dem 
Sekretariat seiner Agentur und wird 
vóm Chef zurüclégerufen. So geht das. 

Al s schüchtem bezeichnet sich der gewandt Debattierer Urs Lauffer. Über sich "selbst spricht er ungem. 

«lch bin ein schüchterner Mensch», 
sagtLauffer, «auch wenn man mir. das 

nicht glaubt.» Die Selbstcharakterisie­
rung ist tatsãchlich nicht leicht mit dem 
Bild ·des Parlamentariers zu vereinba­
ren, . dem es sichtlich. Spass macht, im 
Ratsplenurti mit geschliffeneii Voten zu ' 

paradieren. Urs Lauffer gehõrt nicht zu , 

denen, 'di e zu allem ihre I\l{einung sagen. 
Aber,wenn er es tut, tut er es mit Lust. 
Er spricht kompetent, po~ntiert und ge­
wandt - und mit einer Spur Ironie, die 
ihm nicht nur bei politischen Gegnern 
manchmal als Arroganz ausgelegt wird. 
Doch man hõrt auf ihn. · 

Seit 2002 ist Lauffer Mitglied des . 

Kantonsrats, wo er sich besonders mit 
Sozial- und Gesundheitspolitik befasste. 
Vorher politisiette er über zehn Jahre 
im Zürcher Gt:meindefat, davon sechs 

· Jahre als Prãsident der FDP-Fraktion. 
Zudem gehõrte er dem Verfassungsràt 

an, der die ne ue Kantonsverfassúng · 

schuf. Bereits damals war die Sozialpoli­
tik Lauffers zentrales Arbeitsfeld, das er 
auch als langjãhriger Vizeprãsident der 
Stadtzürcher Sozialbehõrde ·und in der 
kantonalen Sozialkonferenz pflegte. Als 
Freisinniger war er in den neunziger 

Jahre~ in der Sozialpolitik noch ein ein­
samer Kãmpfer. Der Freisinn.habe die 
Sozialpolitik z11Iange nicht ernst genug 
genommen, ist Lauffer überzeugt: «Man 
überliéss das Feld einfach der Linken.» 
Es habe vkl Kraft gebraucht, sich als 
Bürgetlicher Gehõr zu verschaft'en und 
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. r.~"~"' Wie viel Glauben 

ertrãgt der Schulunterricht? 
J]ie Zürcher Bildungsdirektion will jüdísch-orthodoxe Schulen überprüfen · · 

Rund SOO Ki~der werden im 
Kanton Zürich an jüdisch-ortho­
doxen Schulen untenichtet~ 
Deren Lehrpl~n ist n un in den 
Fokus der. Beliorderí gel'aten. 
Nicht zum ersten MaL ' 

Fabictn Baumgartner 

Der ablehnende Entscheid der Zii.rcher 
Bildungsdirektion zum Gesuch für den 
islalnischen Kindergarfen «al-Huda» 
(der rechte Weg) in Vollcetswil hat 
Grundsatzcharakter für religiose Schu­
len im Kanton. Zu spüien bekcimmen 
dies die jüdischen Schulen. Die Bil- · 

dungsdirektion will die Bewilligungen 
für die jüdisch-orthodoxen Kindergãrc 
ten .und Schulen nochmals überprüfen. 
Es sei nicht sicher, ob in diesen Bil­
dungseinriçhtungen der Lehrpl~n tat­
sãchlich erfüllt werde, sagte Martin 
Wendelspiess, der Chef des Volksschul­
amts, gegenüber der NZZ. Deswegen 
hatte. das Vollcsschulamt die Verant­
wortlichen angeschrieben und ihnen 
mitgeteilt, man müsse nochmals über 
die Lehrplanorientierung sprechen. 

Keine einheitliche· Ausi·ichtung 

Im Extremfall ist auch eine Schliessung 
einer Schule moglich, wenn die Verant­
wortlichen nicht bereit sind, die vorge-

1 schriebenen Auflagen umzusetzen. 

Konkret geht es in Zürich um 3 Kinder-
. gãrten und 4' Schulen, an denen insge­

samt rund 500 Kinder unterrichtet wer­
;den. Die Problematik ist vor aliem eine · 

· Zürich-spezifische, weil die grosse 
Mehrheit der jüdischen Schüler in der 

Limn:latstadt unterrichtet wircÍ. ImZen­
trum der Diskussion .steht dabei die 
Frage, ob an den Schulen die Balance 
iwisGhen weltlichen Fãchern und reli-

. gioser Unterweisung gewãhrleistet íst. 
Im Fali des geplanten islamischen Kin­

dergartens karo die Bildungsdirektion 
zuill Schluss, dass dies aufgrund der Ver­
bindungen d er Trãgerschaft zum Islami­
schen Zentralrat nicht der Fali sei. :Óer 
Vorstand von .«al-Huda» sieht durch 
den negativen Entscheid die Rechts­
gleichheit unter den Réligionen ver­
letzt. Er wili ihn deshalbjuristisch über­
prüfen lassen ,und alienfalis Rekurs da~ 
gegen einreichen. 

«Solange der Lehrplan und die gül­
tige Rechtsordnung eingehalten wer­
den, sollen in einem freiheitlichen und 
liberalen Staat wie der . Schweiz alle 
·schulen moglich sein», sagtAriel Wyler. 

Er ist zustãndig für religiose F:ragen 
beim Schweizerischen Israelitischen 
Gemeindebund. Zum · konkreten Fali 
wollte er sich mit Verweis auf das lau-

. fende Verfahren jedoch nicht ãussern. 
Wyler hãlt auch die erneute Über­

prüfurig der jüdisch-orthodoxen Schu­
len durch die Bildungsdirektion für 
richtig. «Verhãltnismãssige zusãtzliche 
Überprüfungen stehen im Ermessen 
des Vollcss.chulamtes.» Er geht jedoch 
davon aus, dass die Schulen die Auf- · 

lagen erfüllen. Die Bildungsdirektion 
habe ali diese Schulen und Kiridergãr­
ten auf der Basis der gültigen Rechts­
ordnung zugelassen. ' 

Die Ausrichtungen der nun in den 
Fokus geratenen · Schulen sind ~lies 
andere als einheitlich. «Die Stromun­
gen der Praxis sind mannigfach, die 
Grenzen fliessend», sagt Wyler. Aber: 
An allen jüdischen Schulen würden 

Grundwerte und Regeln wie Speise­
gesetze sowie Sabbat- und Feiertags­
ruhe strikt befolgt. 

im Kanton Zürich finden sich diver­
se Schulen von Glaubensgemeinschaf­
ten. Das Volksschulamt entscheidet als 
Aufsichtsorgan über die Zulassung von 
Privatschulen im Kanton. Auch anthró­
posophisch geführte Bildungseinrich­
tungen gerietenschon in den Fokus der 
Behõrden. Im Vollcsschulgesetz aus 
dem Jahre 2005 ist dabei festgehalten, 

· dass «Schüler keinen. pãdagogi~chen 
oder weltanschaulichen Einflüssen aus­
gesetzt werden, die den Zielen der 
Vollcsschule in grundlegender Weise zu­
widerlaufen». 

'l 

··. Ungenügende Lehrkrafte 

Kopfzerbrechen bereiten die jüdisch­
orthodoxen Schulen çlen Behõrden . 
nicht erst seit kurzem. Bereits 2010 ge­
rieten vier Schulen in Zürich unter 
Pruck. Das Volksschulamt hatte damals 
festgestellt, dass die Qualifikation der 
Lehrkrãfte für die níchtreligiosen Fã­
cher ungenügend sei. Diese . hatten 
Schwierigkeiten, geeÍgnete Lehrkrãfte 
mit den notwendigen Diplomen zu fin­
den. Die Behõrde gewãhrte den betrof­
fenen Schulen deshalb eine Übergangs~ 
frist von 7 Jahten. Das Volksschulamt 
verlangte zúdem bauliche Anpassungen 
in den Schulen. Zwei grosse Schulen mit 
rund 350 Schülern bezogen in der Folge 
neue .Unterrichtsrãume. Es sei in ·der 

· Zwischenzeit eine Losung zur verbes­
serten und Ú:chtsgenügenden Àusbil" 
dullg der Lehrkrãfte gefunden und um­
gésetzt worden, hãlt Wyler dazu fest. 
<<Der gegenseitige gute Wille bewil;kte 
viel Positives.» 
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